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Der britische Premierminister Keir Starmer verfolgt eine zweigleisige Strategie: Er will eine 

Führungsrolle bei der sicherheits- und verteidigungspolitischen Neupositionierung Europas 

übernehmen und zugleich die Trump-Administration davon überzeugen, militärisch weiter in 

Europa engagiert zu bleiben. Das Vereinigte Königreich soll die Brücke zwischen dem 

inzwischen unberechenbaren Weißen Haus und einem durch Trumps Annäherung an 

Russland verunsicherten Europa bilden. Unter diesem Vorzeichen stand sein Besuch in 

Washington Ende Februar ebenso wie die der von ihm einberufene Gipfel mit führenden 

Staats- und Regierungschefs in London unter dem Titel „Securing our Future“. 

Eine außergewöhnliche Beziehung in außergewöhnlichen Zeiten 

Starmers Besuch in Washington wurde quer durch alle Medien und sogar von der Opposition 

als Erfolg gewertet. Der PM war sich den Herausforderungen seines Besuches bei Trump 

bewusst, hatte sich gründlich vorbereitet und war nicht mit leeren Händen nach Washington 

gereist. 

Bereits während der Eröffnungspressekonferenz überreichte Keir Starmer seinem Gastgeber 

eine offizielle Einladung von König Charles zu einem zweiten Staatsbesuch. In der Tradition 

des britischen Königshauses ist das in der Tat präzedenzlos. Diese Episode verdeutlicht zwei 

wichtige Aspekte der Strategie des britischen Premierministers. Erstens unterstrich er damit 

die „Special Relationship“ zwischen den beiden Ländern. Zweitens, setzte er mit der Einladung 

auf persönliche Beziehungen als Eckpfeiler seiner Diplomatie und machte gleich zu Beginn 

klar, dass es ihm nicht um Konfrontation, sondern um Annäherung und Umstimmung von 

Trump geht, der sich inzwischen diametral zu dem zu orientieren scheint, wofür der Westen 

als Werte- und Interessensgemeinschaft steht.  

Für London ist diese Entwicklung besonders heikel, da es nach dem Brexit verstärkt auf eine 

enge Partnerschaft mit den USA gesetzt hatte. Um die Relevanz des Vereinigten Königreichs 

zu unterstreichen, machte Premierminister Starmer durch zwei konkrete Maßnahmen 

deutlich, dass London bereit ist, Führungsverantwortung für die Sicherheit Europas zu 

übernehmen.  Er kündigte bereits vor seinem Besuch an, das Verteidigungsbudget bis 2027 

auf 2,5% des BIP zu erhöhen - drei Jahre früher als geplant. Langfristig sollen es sogar drei 

Prozent werden. Gegen internen Widerstand entschied Starmer, diese Erhöhung durch 

Kürzungen bei der internationalen Entwicklungshilfe zu finanzieren. Ebenfalls erklärte er, dass 

das Vereinigte Königreich ein Truppenkontingent zur Absicherung eines Waffenstillstandes in 

die Ukraine entsenden würde. In Washington bekräftigte er diese Bereitschaft und verband 

sie geschickt mit der Bedeutung und Notwendigkeit amerikanischer Unterstützung. Das 

Vereinigte Königreich, so die Botschaft, werde alles tun, um seiner Verantwortung gerecht zu 

werden, verlasse sich aber auch darauf, dass sein engster Verbündeter das Gleiche tue.  

In bilateralen Fragen konnte Premierminister Starmer sogar mit konkreten Ergebnissen 

heimkehren. Er konnte die Unterstützung der USA für die Rückgabe der Chagos-Inseln an 

Mauritius gewinnen. US-Politiker hatten zuvor gewarnt, dass die Rückgabe die nationale 

Sicherheit gefährden würde, da sich auf der Insel Diego Garcia einer der wichtigsten US-

Stützpunkte befindet. Eine ebenso wichtige und überraschend positive Entwicklung brachte 
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das Treffen im Bereich der Handelspolitik. Ein Wirtschaftsabkommen, das sich auf potenzielle 

Anwendungen von KI konzentriert, soll zügig verhandelt werden und die zuvor von Trump 

angedrohten Zölle überflüssig machen.  

Großbritannien treibt Europas neue Sicherheitsordnung voran 

Starmer ist innen- und außenpolitisch gestärkt aus den USA zurückgekehrt, aber der Eklat 

zwischen Trump und Zelensky nur einen Tag nach seiner Abreise aus Washington hat auf 

dramatische Weise gezeigt, dass sich die Europäer selbst um die Ukraine und ihre eigene 

Sicherheit kümmern müssen. Der diplomatische Aktionismus von Keir Starmer mit mehreren 

Telefonaten mit Trump, aber auch mit dem französischen Präsidenten Macron, sowie der 

hochkarätige Empfang für Zelensky nach dessen Rauswurf aus dem Weißen Haus sind 

deutliche Zeichen dafür, dass es in Downing10 offenbar doch noch Grund zur Hoffnung gibt, 

dass aus den Trümmern der alten Nachkriegsordnung noch etwas zu retten ist. PM Starmer 

will auf jeden Fall Alles versuchen, die Balance zwischen den USA und Europa zu wahren - und 

sich in Washington als wichtiger Gesprächspartner zu positionieren.  

Besonders bemerkenswert an der britischen Haltung ist die klare und unmissverständliche 

Unterstützung der Ukraine durch die Regierung. Mit allen verfügbaren 

Kommunikationsmitteln betont sie ihre unverbrüchliche Solidarität mit der Ukraine und 

Präsident Zelensky. Der Empfang des ukrainischen Präsidenten durch König Charles 

unterstreicht diese Haltung in besonderer Weise und hat eine hohe symbolische Bedeutung. 

Auffällig ist zudem der parteiübergreifende Rückhalt in der britischen Politik sowie die 

geschlossene Unterstützung der Gesellschaft für die Ukraine und ihren Präsidenten. Ein 

weiteres starkes Signal setzte Finanzministerin Rachel Reeves mit ihrer raschen Entscheidung, 

eingefrorene russische Gelder für Militärhilfe an die Ukraine zu verwenden - ein Schritt, mit 

dem Großbritannien weltweit als erstes Land vorangeht. 

Die britische Regierung verfolgt neben ihren Annäherungs- und Überzeugungsbemühungen 

Richtung Trump-Administration eine ebenso ambitionierte Initiative mit Blick auf Europa. Für 

London ist die Sicherheits- und Verteidigungskooperation der Kern des angestrebten 

umfassenden „Brexit-Resets“, den die Starmer-Regierung bereits bei Amtsantritt verkündet 

hatte. Dabei strebt London keineswegs eine Rückkehr in EU-Strukturen an, sondern will ein 

neues europäisches Sicherheitskonzept vorantreiben – losgelöst von starren EU-Strukturen. 

Eine eigenständige Ukraine-Mission könnte der erste Schritt sein, gefolgt von einer stärkeren 

Zusammenarbeit in der Rüstungsindustrie.  

Eine Einbindung des Vereinigten Königreiches in den gesamteuropäischen Ausbau der 

Rüstungsindustrie, gepaart mit einer institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen London, 

den kontinentalen Europäern und auch einigen Anderen im Rahmen einer „Coalition of the 

Willing“, die ganz klar über EU-Strukturen und Mitgliedsstaaten hinausgeht, wird einerseits die 

Handlungsfähigkeit Europas stärken, und andererseits Washington signalisieren, dass die 

Europäer in der Lage sind, kreativ, und nicht nur reaktiv zu handeln.  

Ist „Global Britain“ zurück? 

Starmer hat zum außerordentlichen Gipfel 18 Staats- und Regierungschefs ins Lancaster 

House in London eingeladen, um über Trumps Haltung und mögliche Friedensverhandlungen 

zu Ukraine zu beraten. Der Gipfel befasste sich zudem mit der größten europäischen 

Aufrüstung seit dem Kalten Krieg. Die Einladungsliste für den „europäischen“ Gipfel in London 

gibt Hinweise darauf, worum es hier tatsächlich geht. Neben der NATO, der EU und mehreren 

EU-Mitgliedsstaaten waren auch Regierungsvertreter aus Kanada, Norwegen und der Türkei 

dabei. Es geht um die Neujustierung der europäischen Sicherheitsarchitektur. GB hat mit 

einem typisch britischen Pragmatismus dafür gesorgt, dass bei dem Gipfel mehr als nur eine 

ambitionierte Deklaration herauskam, nämlich ein Aktionsplan. Zentrale Punkte sind die 
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britisch-französisch-ukrainische Ausarbeitung eines Plans zur Beendigung des Krieges, die 

weitere militärische Unterstützung der Ukraine und die Stärkung ihrer 

Verteidigungskapazitäten. Außerdem soll eine „coalition of the willing“ gebildet werden, die 

mit „boots on the ground and planes in the air“ aktiv wird. Starmer betonte im Anschluss an 

den Gipfel immer wieder, dass die Unterstützung der USA als entscheidend angesehen wird. 

Der Brexit könnte rückblickend tatsächlich als Möglichkeit fungieren, eine neue Rolle für 

Großbritannien zwischen Washington und Brüssel zu finden. Der verteidigungspolitische 

Führungsanspruch in Europa – insbesondere in der Ukraine-Frage – sowie die „Special 

Relationship“ mit den USA prädestinieren Großbritannien als Vermittler zwischen den USA 

und der EU. Aus Sicht von Donald Trump könnte dies von Vorteil sein – schließlich spricht er 

nicht mit der EU. Vielleicht findet so das Narrativ von „Global Britain“ eine neue Legitimation. 
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